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Braucht es Mut zu sozialem
Zusammenhalt?

Zwar sollte die gute Wirtschaftslage
optimistisch stimmen, doch die Zu-
kunftsängste sind ziemlich eindring-
lich 

AM Januar / Februar 20184©
FA

TI
R2

9;
 f

ot
ol

ia
.c

om



„Wohlstand für alle!“ lautet das Versprechen unserer sozialen Marktwirtschaft.
Tatsache ist: Der Wohlstand in Deutschland ist insgesamt gestiegen. Aber profi-
tieren wirklich alle vom Wirtschaftswachstum? Wenn Reiche immer reicher wer-
den - bleiben die Armen dann arm? Wie steht es um die Chancen des einzelnen
auf Bildung, Gesundheit und Aufstieg? Und wie wird sich unsere Gesellschaft
weiter entwickeln? Droht uns, angesichts von Globalisierung und Digitalisierung,
die gesellschaftliche Spaltung? Und was können Christen in dieser Situation tun? 
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W
ie steht es um
deutschlands ge-
sellschaftlichen
Zusammenhalt?
Geht ein riss
durch die Gesell-

schaft? erst kürzlich, in ihrer Neujahrs-
ansprache, meinte Bundeskanzlerin
Angela merkel, für die einen sei
deutschland ein wirtschaftlich erfolg-
reiches land mit weltoffener Gesell-
schaft, in der sich täglich millionen
menschen ehrenamtlich engagieren -
während „die anderen sagen: es gibt zu
viele menschen, die an diesem erfolg
nicht teilhaben!“ ist der vermutete riss
durch die Gesellschaft bloß eine Sache
des Blickwinkels? oder ist es ein sehr

realer Zustand? dem will unser Ver-
band mit seinem Jahresthema nachge-
hen. daher beschäftigte die Frage nach
dem gesellschaftlichen Zusammenhalt
auch die KV-tage im Januar in Fulda.

immerhin: Banlieues oder No-go-
areas, in denen sich, wie in manchem
Nachbarland, soziale Ungleichheit ab-
bildet, gibt es hierzulande nicht. der
deutsche Sozialstaat ist vorbildlich. Sau-
bere Krankenhäuser und eine qualifi-
zierte ärztliche Betreuung stehen jedem
menschen zur Verfügung - unabhängig
von seinem finanziellen oder sozialen
Background. dass dies keineswegs nor-
mal ist in europa, weiß jeder, der ein-
mal in england auf eine operation

gewartet hat. Seit der Finanzkrise
wächst die Wirtschaft kontinuierlich,
die Arbeitslosigkeit geht zurück. Ande-
rerseits gibt es in deutschland eben
nicht mehr die „Fahrstuhlgesellschaft“
der Nachkriegszeit, in der fast jeder
nach oben fuhr und es der mehrheit
Jahr für Jahr besser ging. eher führen
viele Wege nach unten und nur man-
cher Pfad nach oben. Auch das polari-
siert. 

die veränderte Parteienlandschaft in
deutschland, die Ausbreitung der lin-
ken in der ganzen Bundesrepublik, das
Aufkommen der Afd und damit die
etablierung von zwei neuen, durch Po-
pulismus gekennzeichneten Partei-

DIE FRAGE NACH DEM ZUSAMMENHALT DER GESELLSCHAFT BESCHÄFTIGTE 
DIE 48. KV-TAGE IN FULDA

Das christliche 
Menschenbild - 
ein Auftrag, zu handeln

Reinhard Nixdorf (Nm-W)
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en zeigten deutlich, dass „es in unserer
Gesellschaft einiges gibt, was in Unord-
nung ist, was im Argen liegt,“ sagte Kb
Professor Gerhard Vigener in seiner
einführung zu den KV-tagen. „Seit 73 

Jahren haben wir Frieden in europa,
wir haben derzeit die geringste Arbeits-
losigkeit seit der Wiedervereinigung,
wir haben einen Fachkräftemangel, wir
haben sehr optimistische Konjunktur-
aussichten, unserer Gesellschaft müsste
es doch gut gehen.“ Aber, zitierte Vige-
ner einige der der oft geäußerten Kla-
gen: „Wenn nicht Altersarmut drohte“,
„Wenn wir für unsere Spareinlagen
endlich wieder Zinsen bekämen“,
„Wenn wir nicht unter der Brüsseler
Bürokratie litten“ und auch „Wenn da
nicht die vielen Flüchtlinge wären“.
hinter all diesen Klagen stehe ein Kern
Wahrheit, „der nach differenzierten
Problemlösungen ruft, die nicht einfach
sind und politisch Kompromisse erfor-
dern. dieses ,,es ist kompliziert gewor-
den“ und „wir müssen Kompromisse
machen“ hätten die politischen Parteien
in den letzten Jahren immer weniger
kommunizieren können oder immer

weniger kommuniziert, meinte Vigener.
die Folge: „menschen fühlen sich von
politischen eliten missachtet, abge-
hängt, haben Angst vor der entwick-
lung der Gesellschaft.“

„Christen können keinen himmel
auf erden versprechen. Allerdings
geben die Zehn Gebote und die Berg-
predigt uns auf, gesellschaftliche miss-
stände aufzuzeigen und uns für die
Beseitigung zu engagieren“, sagte Pro-
fessor Vigener. „Sie machen auch deut-
lich, dass wir nicht immer nach
persönlichen Vorteilen streben sollen,
sondern vor allem auch das Wohl der
mitmenschen, deren Würde, deren
gleichberechtigten Anspruch auf freie
entfaltung berücksichtigen sollen.“

Von der von Unbehagen, misstrauen

und hass geprägten Stimmung in
deutschland mit ihrem schwindenden
Vertrauen in institutionen, die sich um
gesellschaftlichen Zusammenhalt be-
mühen, spannte Peter müller, bis 2011
saarländischer ministerpräsident und
seither mitglied des Bundesverfas-
sungsgerichts, in seinem Vortrag den
Bogen zum rückgang und zur Krise
der demokratie: Gerade einmal 45 Pro-
zent der Staaten auf dieser Welt mit
vierzig Prozent der Weltbevölkerung
würden noch als demokratisch angese-
hen: die Folge: „Was für uns selbst-
verständlich ist - demokratie, rechts-
staatlichkeit - wird grundsätzlich in
Frage gestellt, und zwar nicht nur ir-
gendwo weit weg, sondern auch vor un-
serer haustür.“ - in europa vertrete
etwa der ungarische ministerpräsident
orban das Konzept der „illiberalen de-
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Verhungern braucht nie-
mand in Deutschland.
Dennoch hat Armut in

Deutschland dasselbe Er-
gebnis wie Armut in unter-
entwickelten Ländern. Sie
drängt die Armen ins so-
ziale Abseits und verhin-

dert, dass sie sich aus
dieser Lage befreien kön-

nen.

Elend und Not sind selten sichtbar,
aber viele Menschen sind so arm,

dass sie ihnen gesellschaftliche Teil-
habe verwehrt ist.

VV

Aufmerksamer Zuhörer: Kb Prof. Gerhard Vigener
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mokratie“: ,,er sagt: ,Wir müssen die
demokratie aus den Fesseln des rechts-
staats befreien. es gibt einen wirklichen
Willen des Volkes. den gilt es mit
mehrheit durchzusetzen'.“ Folge sei, 
so müller, dass kein raum sei für min-
derheitenrechte, Gewaltenteilung oder
effiziente Verfassungsgerichtsbarkeit“.
müller folgerte: „die Verabsolutierung
der mehrheitsregeln - das ist die illibe-
rale demokratie.“ Und orban habe
Gefolgsleute gefunden, “schauen Sie
sich an, was in Polen passiert.“ 

Wenn das eis der demokratie und
der rechtsstaatlichkeit dünner werde,
seien gerade die Christen gefordert,
sagte müller. Ausgangspunkt ihres en-
gagements sei das christliche men-
schenbild - „aus dem heraus auch das
Grundgesetz geschrieben worden ist: 

ein menschenbild, das den menschen
als ein in die Gemeinschaft eingebun-
denes soziales Wesen sieht, das zu ei-
genverantwortlichem handeln berufen,
nicht unfehlbar und zur Sünde fähig,
vor allem aber träger einer eigenen un-
antastbaren und unverfügbaren Würde
ist. Aus christlicher Sicht gilt: Jeder
mensch hat seine eigene Würde und
weil sie von Gott gegeben ist, darf sie
ihm von keinem anderen menschen ge-
nommen werden. das ist der Aus-
gangspunkt für die Wahrnehmung
christlicher Verantwortung.“ das habe
Konsequenzen, etwa „dass Christen auf
der Seite des menschlichen lebens ste-
hen müssen, dass Christen leben ver-
teidigen, wenn es bedroht ist - übrigens
auch ungeborenes leben. das hat zur
Folge, dass wir nicht schweigen dürfen,
wenn menschen gefoltert und un-

menschlicher Behandlung ausgesetzt
werden und bereit sein müssen, men-
schen, die wegen ihrer Überzeugung
verfolgt werden, Zuflucht zu bieten.“

Zwar sei das Asylrecht, so wie es im
Grundgesetz ausgestaltet sei, völker-
rechtlich nicht zwingend vorgegeben.
Aber verfolgten menschen Asyl zu ge-
währen sei aus seiner Sicht eine zwin-
gende Ableitung aus dem christlichen
menschenbild, hob müller hervor.
Wobei die am stärksten weltweit ver-
folgte Gruppe die Christen seien: Zwei-
hundert millionen Christen stünden
nach Angaben der Nichtregierungsor-
ganisation „open doors“ derzeit unter
Verfolgungsdruck. 

„Natürlich müssen wir unterscheiden
zwischen denjenigen, die verfolgt VV
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Peter Müller: „Jeder Mensch
hat eine eigene Würde und
weil sie von Gott gegeben ist,
darf sie von keinem anderen
Menschen genommen wer-
den. Das ist der Ausgangs-
punkt für die Wahrung
christlicher Verantwortung.
Das hat Konsequenzen. Das
fängt an damit, dass Christen
auf der Seite des menschli-
chen Lebens stehen müssen,
dass Christen Leben verteidi-
gen, wenn es bedroht ist - üb-
rigens auch ungeborenes
Leben. Das hat zur Folge,
dass wir nicht schweigen dür-
fen, wenn Menschen gefoltert
und unmenschlicher Behand-
lung ausgesetzt werden. Dass
wir auch bereit sein müssen,
Menschen, die wegen ihrer
Überzeugung verfolgt wer-
den, Zuflucht zu bieten.“

Hartz IV ist nicht an der Armut in Deutschland
schuld. Bereits lange vor seiner Einführung wuchs
die Armutsrisikogruppe.

Wer nur für den nächsten Tag sorgen kann, hat keine Mög-
lichkeit, seine Potentiale zu entdecken und zu entfalten.
Armut ist auch ein Mangel an Verwirklichungschancen.
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werden, die Angst haben müssen vor Fol-
ter, die Angst haben müssen um leib
und leben und denjenigen, die in der
hoffnung auf ein besseres leben aus
wirtschaftlichen Gründen zu uns kom-
men“, sagte müller. das Problem der
Armut auf dieser Welt lasse sich nicht
durch migration lösen. Aber für politisch
und religiös Verfolgte müsse man Platz
haben und dürfe nicht schweigen, wenn
ihre Würde verletzt werde: „Wer glaubt,
eine ganze Gruppe von menschen als
barbarische, Gruppen vergewaltigende
männerhorde bezeichnen zu dürfen, hat
nicht verstanden, was menschenwürde
ist.“

„Christentum ist die beste immunisie-
rungsstrategie gegen diktatur, die es
gibt“, sagte müller. die Vorstellung, dass
ein Kollektiv wichtiger sei als der ein-
zelne, sei unvereinbar mit dem christli-
chen menschenbild. „deshalb müssen
Christen streiten für liberale demokra-
tie, für Pluralismus, für Gewaltenteilung,
minderheitenrechte, rechtsstaatlichkeit
und Chancengerechtigkeit“. der einsatz
für Chancengleichheit und -gerechtigkeit
bedeute insbesondere: „Jeder muss den
gleichen Zugang zu Bildung haben. es
kann nicht sein, dass der Geldbeutel der
eltern über die Bildungschancen ent-
scheidet. es kann auch nicht sein, dass
der Geldbeutel darüber entscheidet, ob
ich gute oder schlechte Gesundheitsver-
sorgung bekomme. es kann nicht sein,
dass der Geldbeutel darüber entscheidet,
ob ich in sicheren oder unsicheren Be-
reichen lebe. einen Staat, der die innere
Sicherheit nicht mehr durchsetzt, kön-
nen sich nur reiche leisten.“

das engagement der Christen sei 
gefordert als wichtiger Beitrag zur erhal-
tung und zur Festigung des gesellschaft-
lichen Zusammenhalts sei - im Geiste
der Subsidiarität und der Solidarität.
Wobei Subsidiarität nicht nur Vorrang
der kleinen einheit vor der großen ein-
heit bedeute, sondern auch „privat vor
Staat“. ehe man nach dem Staat rufe,
müsse man sich erst einmal fragen, was
man selbst lösen könne, sagte müller
und zitierte John F. Kennedys Satz
„Frage nicht was dein land für dich tun
kann, sondern was du für dein land tun
kannst!“ ohne diese Wahrnehmung ver-
antworteter Freiheit lasse sich keine so-
ziale Gerechtigkeit herstellen.

„markt ist das effizienteste System,
wenn es um die Produktion von Gütern
geht“, sagte müller. Aber markt funktio-
niere nach dem  Gesetz des Stärkeren
und brauche daher einen rahmen. die
idee der sozialen marktwirtschaft müsse
durch einen ökologischen und interna-
tionalen rahmen ergänzt werden. Na-
türlich sei dies schwierig, aber leichte
Aufgaben könne doch jeder lösen. die
Christen sollten sich ihrer Verantwor-
tung stellen, forderte müller zum
Schluss. das christliche menschenbild
sei ein handlungsauftrag für alle, die er-
füllung dieses handlungsauftrags ein
wichtiger Beitrag für die erhaltung ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts.

es liegt auf der hand, dass eine Ge-
sellschaft mit starken einkommensun-
terschieden fragiler ist als Gesellschaften,
in denen solche Unterschiede geringer
ausfallen. Klar ist: Auch im reichen
deutschland leben arme menschen.
Würde man freilich die definition abso-
luter Armut, wie sie etwa die Weltbank
zugrunde legt, - „arm ist jemand, der we-
niger als 1,25 euro oder 1,80 euro zum
leben hat“ - auf deutschland anwenden,
wäre Armut hierzulande nahezu inexis-
tent, sagte Professor Georg Cremer, bis
Juni des vergangenen Jahres Generalse-
kretär des deutschen Caritasverbands.
Grundlegend für die Armutsmessung in
europa sei deshalb die definition des
rats der europäischen Gemeinschaften
von 1985: „Verarmte menschen sind
einzelpersonen, Familien und Personen-
gruppen, die über so geringe materielle,
kulturelle und soziale mittel verfügen,
dass sie von der lebensweise ausge-
schlossen sind, die in den mitgliedsland, 

in dem sie leben, als minimum annehm-
bar ist.“

das heißt: Armut in europa ist etwas
anderes als Armut in unterentwickelten
ländern. Aber auch wer hierzulande arm
ist, steckt im sozialen Abseits, hat keinen
ausreichenden Zugang zum Arbeits-
markt und hat es schwer, aus eigener
Kraft aus dem prekären Zustand heraus-
zukommen. 

häufig gebe die öffentlichen debatte
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Peter Müller: „Ich glaube, dass das Eis der De-
mokratie und der Rechtsstaatlichkeit dünner
ist, als wir alle meinen. Auch und gerade in
solch einer Situation sind Christen gefordert.
Ausgangspunkt ihres Engagements ist das
christliche Menschenbild - aus dem heraus
auch das Grundgesetz heraus geschrieben wor-
den ist: Ein Menschenbild, das den Menschen
als ein in die Gemeinschaft eingebundenes so-
ziales Wesen - zu eigenverantwortlichem Han-
deln berufen, nicht unfehlbar, zur Sünde fähig
und vor allen Dingen ein Wesen sieht, das Trä-
ger einer eigenen unantastbaren und unver-
fügbaren Würde ist.“ 

AM Januar / Februar 20188

VV

Was Christen herausfordert
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Der frühere saarländische Ministerpräsident Peter Müller
gehört heute dem Bundesverfassungsgericht an. 

Der frühere Generalsekretär des Deuschen Caritas-
verbands, Prof. Georg Cremer.
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hartz iV die Schuld an der Armut. Aber,
sagte Professor Cremer: „der massive
Anstieg der Armutsrisikoquote fand vor
2005 statt. Wenn wir also in der Sozial-
debatte bestimmte restbestände der
abendländischen logik beibehalten wol-
len, dann kann ein ereignis nicht dinge
erklären, die davor stattfanden.“ die Ar-
mutsrisikoquote stieg schon vor 2005 an:
aufgrund der ungleicher werdenden
löhne und der hohen Arbeitslosigkeit
diese tendenz zur Ungleichheit der er-
werbseinkommen habe es in den indus-
triestaaten seit Anfang der neunziger
Jahre, vielleicht sogar seit der zweiten
hälfte der achtziger Jahre gegeben. 

Allerdings lasse sich ein teil des Ar-
mutsproblems auf die noch nicht gelun-
gene integration von menschen mit
migrationshintergrund in den Arbeits-
markt zurückführen, meinte Cremer.
Nicht alle syrischen Flüchtlinge seien die
sprichwörtlichen Ärzte. es brauche Zeit,
bis ein Flüchtling die Sprache des lan-
des verstehe, das ihn aufgenommen
habe. Bis dahin sei er abhängig von
transferleistungen. es habe wenig Sinn,
dies in irgendeiner Weise zu skandalisie-
ren.

„man muss einfach differenzieren“,
sagte Professor  Cremer: „haben wir hö-
here empfängerleistungen, weil hier le-
bende Familien verarmt sind - oder
haben wir höhere empfängerzahlen, weil
wir in einer hohen Solidaritätsbereit-
schaft menschen aufgenommen haben,
die in den ersten Jahren erst einmal von
unserem Sozialsystem unterstützt werden
müssen?“ Wenn man beides durcheinan-
der wirbele, „kann man wunderbare Par-
tituren auf dem Klavier der empörung
spielen, aber man wird den dahinter lie-
genden sozialen Problemen nicht ge-
recht.“

Was die Behauptung populistischer
Kreise angehe, die Aufnahme der Flücht-
linge habe die Verarmungstendenzen für
die hier lebenden deutschen gesteigert,
sagte Professor Cremer: „das geben die
Statistiken in keiner Weise wider.“ Wolle
man nicht das Gefühl des Zerbrechens
und des Untergangs weiter treiben, habe
es durchaus Sinn, sich bei diesen sozia-
len daten möglichst nahe an den Fakten
zu orientieren.

die Armutsrisikostatistik lasse aller-

dings einen engen Zusammenhang zwi-
schen geringer Qualifikation, hohem Ar-
beitslosigkeitsrisiko, durchbrochenen
Berufsbiographien und Armutsrisiko er-

kennen - und zwar während der er-
werbstätigkeit wie im Alter. 

ein deutlich erhöhtes Armutsrisiko
hätten menschen mit migrationshinter-
grund, Alleinerziehende und Familien
mit drei und mehr Kindern. ihr Ar-
mutsrisiko lasse sch nicht auf kinderrei-
che migranten zurückführen: „Paare mit
bis zu fünf Kindern verzichten in einer
längeren Phase auf potenzielle erwerbs-
einkommen,  weil beide elternteile Voll-
zeitarbeit nicht hinbekommen.“ der
Familienlastenausgleich ändere an die-
sem Problem nur wenig.

Armutspolitik müsse aber mehr sein
als eine faire und kluge Ausgestaltung der
sozialen transfersysteme - so unverzicht-
bar diese auch seien, sagte Professor
Cremer und forderte eine Politik der Ar-
mutsprävention. denn: „der Katalog der
Gerechtigkeiten ist ohne Befähigungsge-
rechtigkeit nicht vollständig.“ Armut sei
auch ein mangel an Verwirklichung-
schancen. „Was machen wir mit Kindern
aus Familien, die die Bedingungen nicht
vorfinden, ihre Potenziale entfalten zu
können?“ fragte Cremer. durch bessere
rahmenbedingungen müsse die Chance
für menschen gesteigert werden, ihre Po-
tenziale zu uentfalten. dass Kinder aus
bildungsfernen milieus abgehängt wer-
den und die Schule ohne Abschluss ver-

lassen dürfe das Bildungssystem nicht
hinnehmen. langzeitarbeitslose müssen
mehr Chancen bekommen, wieder in
den Arbeitsmarkt einzusteigen.

Wahrscheinlich stellen sich Fort-
schritte auf diesen Gebieten nur langsam
ein. Allerdings zeigt sich an dieser Kärr-
nerarbeit wohl auch die ernsthaftigkeit
des Kampfs gegen die Armut.

Von tagungsteilnehmern wurde
Cremer im Anschluss gefragt, was er von
einem Grundeinkommen für alle halte.
Als erstes stelle sich das Übergangspro-
blem der rentenanwartschaften, ant-
wortete Cremer: die seien einkommens-
rechtlich geschützt und könnten nicht
einfach durch ein Grundeinkommen er-
setzt werden. man könne ein bedin-
gungsloses Grundeinkommen finanzie-
ren, „wenn wir auf den Sozialstaat, wie
wir ihn bisher kennen verzichten.“ Aber:

mit tausend euro lasse sich kein Pflege-
platz bezahlen, und mit dieser Summe
könne auch kein Behinderter am gesell-
schaftlichen leben teilnehmen. die
hälfte des Sozialstaats dagegen zu belas-
sen „plus ein bedingungsloses Grundein-
kommen“ bewirke vor allem exorbitante
Kostensteigerungen. Viele von uns hät-
ten auch zu den Bedingungen eines be-
dingungslosen Grundeinkommen wei-
tergearbeitet, meinte Cremer. doch frage
er sich, wie sich die radikale entkoppe-
lung von einkommen und erwerbsar-
beit, die ja vielen Anhängern des be-
bedingungslosen Grundeinkommen vor-
schwebt, auf die Ausbildungsbereitschaft
junger menschen auswirke. mit ziel-
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Der Journalist Stefan Locke befasste sich mit dem Zu-
sammenwachsen von Ost und West.

Über christliches Ethos unter den Bedingungen von 
Globalisierung und Digitalisierung sprach Kb Karl Jüsten.
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genaueren instrumenten könnten die so-
zialen Probleme besser angegangen wer-
den als mit dem gesellschaftlichen Groß-
versuch eines bedingungslosen Grundein-
kommen.

Aber nicht nur der Kampf gegen die
Armut stellt sich dem gesellschaftlichen
Zusammenhalt in deutschland als Auf-
gabe, sondern auch das Zusammen-
wachsen zwischen ost und West. dass
dieser Prozess längst nicht abgeschlossen
ist und noch manches Konfliktpotential
birgt, dafür steht derzeit der Freistaat
Sachsen, der mit dem Aufkommen von
Pegida und seit der letzten Bundestags-
wahl eher für gesellschaftspolitische Un-
ruhe in deutschland steht. die Gründe
dafür ließ Stefan locke, politischer Kor-
respondent der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung (FAZ) für Sachsen und thürin-
gen in seinem Vortrag „deutschland im
Wandel - ein ost-West-Vergleich“ durch-
blicken.   

Zweifellos sei der rasche Beitritt und
damit die Wiedervereinigung ein großes
Glück für unser land, über das zu recht
jedes Jahr am 3. oktober und auch zu
anderen Anlässe gesprochen wird, kon-
zedierte locke. „Aber auch das ist eben
nur die halbe Wahrheit. denn im Wes-
ten war von den Veränderungen, die die
Vereinigung mit sich brachte, ja prak-
tisch nichts zu spüren. im Westen lief das
leben im Grunde weiter wie gewohnt,
während im osten alles auf den Kopf 
gestellt wurde und sich alles, aber wirk-
lich alles veränderte.“ Vieles davon sei
zwangsläufig gewesen, hatte aber auch
Konsequenzen, über die sich viele nicht
im klaren waren und über die auch nicht
gesprochen wurde. „Und dieses Nicht-
Wissen steht meines erachtens heute wie
eine unsichtbare mauer zwischen den
ostdeutschen selber und den ost und
Westdeutschen untereinander.“

1989 und mit der Wiedervereinigung

sei eben nicht nur mit der Sed und
ihrem verlotterten Staats- und Parteiap-
parat aufgeräumt worden, vielmehr war
es geradezu so, meinte Stefan locke, „als
sei das gesamte leben der ostdeutschen
bis dahin falsch gewesen und als sei alles
von ihrer bisherigen Arbeit bis zum Ver-
einssport unrechtsstaatlich kontaminiert
und damit minderwertig.“ 

massiv leide man in ostdeutschland
unter dem Gefühl, nicht genügend
wahrgenommen und gehört zu werden
(was sich auch in Protestwahlen wider-
spiegele) und klage über überbordende
Bürokratie. das Gefühl ,,von einer frem-
den macht regiert, von fremden institu-
tionen gegängelt zu werden“ finde sich
nicht nur bei Bürgern, sondern auch in
institutionen, bei Gewerbetreibenden

und kommunalen Amtsträgern. dabei
ging es doch 1989 auch um eine Befrei-
ung aus der Gängelung. „Und heute
sagen Bürgermeister mir: Wir sind im
Grunde in alten Zeiten angelangt.“ 

So ergebe sich das Bild einer bürokra-
tischen festgefahrenen republik, die in
ihrer Starrköpfigkeit manchen schon an
die ddr erinnert. ,,es gibt leute die
sagen: Brüssel wirkt schon wie moskau.“,
sagte locke. „Alle direktiven von dort
müssen beachtet werden. ich weiß na-
türlich, wie absurd das ist, weil man das
Zwangsgebilde des ostblocks nicht mit
demokratischen institutionen der euro-
päischen Union gleichsetzen kann, den-
noch haben viele das Gefühl, dass sie
gegängelt werden und die dinge nicht
mehr in der hand haben.“ Zudem treffe
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Am Rande der KV-Tage gab es Gepräche
zwischen dem KV, CV und EKV-Präsidium

zum Thema der Kooperation der großen 
Verbände mit dem EKV.
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die Globalisierung die neuen Bundeslän-
der weit härter als den Westen und de-
vastiere gerade solche landstriche, in
denen es gerade erst wirtschaftlich zu
blühen begann. die Pläne von Siemens,
das Werk in Görlitz zu schließen, seien
nur ein Beispiel.

hatte Peter müller in seinem Vortrag
den Ausgangspunkt für die Wahrneh-
mung christlicher Verantwortung be-
schrieben, skizzierte Kb Prälat dr. Karl
Jüsten, (rh-i, Arm, Wf-K), der leiter
des Kommissariats der deutschen Bi-
schöfe - katholisches Büro - in Berlin,
zum Schluss der tagung das Prinzip,
nach dem sich der gesellschaftliche Zu-
sammenhalt, im kleinen wie im globalen
rahmen, organisieren soll: nach der
liebe zum Nächsten. „Nicht nur in un-

seren ich-du-Beziehungen will sie im
lebensalltag rea-lisiert sein“, sagte Jüs-
ten, sondern unser leben auf der mikro-
, meso- und auf der so genannten
makro-ebene ordnen“, sodass die
Nächstenliebe zur Fernsten-liebe werde:
„der jenige, den ich schon gar nicht
mehr kenne, dem ich auch möglicher-
weise gar nicht mehr begegne, hat den-
noch den Anspruch, aus dem ethos der
liebe heraus behandelt zu werden.“ 

Zwar sei die Nächstenliebe dem Chris-
tentum inhärent und das Christentum
ohne Nächstenliebe gar nicht vorstellbar.
„Aber das ethos der liebe ist so kom-
munikabel,“ sagte Jüsten, „dass auch der-
jenige, der nicht an Jesus Christus
glaubt, ihren Wesensgehalt nachvollzie-
hen kann und ihn möglicherweise auch

lebt“. oft mache man die erfahrung,
dass das ethos der Nächstenliebe in der
Nachbarschaft besser gelebt werde, als
bei Christen selbst: etwa unter muslims,
hindus, Buddhisten oder religionslosen.
„deshalb ist für ein ethos, das Globali-
sierung und digitalisierung zusammen-
führen soll, der Begriff Nächstenliebe gar
nicht so verkehrt.“ Papst Franziskus habe
daher das ethos der liebe auf das Welt-
gemeinwohl übertragen. Noch einen
Schritt weiter gehe Franziskus in der en-
zyklika „laudato Si“: dort dekliniere er
durch, was es bedeute, ein Weltgemein-
wohl zu errichten. dabei kritisiere der
Papst auch Fehlformen der globalisierten
Welt und weise auf Fehlentwicklungen
der westlichen Welt hin. man könne es
als Überspitzung nehmen, wenn der
Papst schreibe, „diese Wirtschaft tötet“,
aber, meinte Prälat Jüsten ,,wenn Sie
etwa an Produktionsbedingungen in in-
dien denken, sehen, wie dort Kleidung
hergestellt wird und zu welchen Preisen
wir unsere Kleidung kaufen, dann merkt
man, dass alles mit allem zusammen-
hängt und die Produktionsverhältnisse in
indien sehr wohl etwas mit unserer le-
benswirklichkeit zu tun haben“. Ähnli-
ches lasse sich auf viele Formen der
Wirtschaft herunter brechen: auf die
landwirtschaft, die Ausbeutung der
Natur, oder den Gewinn von Boden-
schätzen in der einen Welt, die aber ex-
klusiv in den wohlhabenden ländern
verbraucht würden. der Papst mahne die
Christen in den wohlhabenden ländern,
sich den Armen, geknechteten dieser
einen Welt so zuzuwenden, „dass sie teil-
habechancen haben an den Gütern die-
ser Welt“. Christliche Nächstenliebe sei
stark genug, um das humanum in einer
globalisierten und digitalisierten Welt zu
verorten. „das ist uns nun wirklich ins
Stammbuch geschrieben“, sagte Prälat
Jüsten, „dass wir die Nächstenliebe nicht
nur in unserer kleinen Welt realisieren,
sondern dass sie uns aufgetragen ist für
die eine Welt.“  

Nach jedem Vortrag kam es zu angeregten
Diskussionen zwischen den Referenten und
ihren Zuhörern.

Als Kartellschwester im EKV nahm EKV-General-
sekretärin Elisabeth Justenhoven an den KV-Tagen
teil. 
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